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Jugend will Utøya zurück
In Norwegen beginnt Diskussion um politische Konsequenzen aus dem Massaker. 
Jugendverbände solidarisch
Von Stefan Godau, Kopenhagen

Stilles Gedenken in Sundvollen, im Hintergrund die  Insel Utøya (26. Juli)
Foto: AP 

Auch Tage nach dem Massaker von Utøya und Oslo mit 
mindestens 76 Todesopfern steht Norwegen noch unter 
Schock. Nach Gottesdiensten, Gedenkminuten und unzähligen 
Solidaritätsbekundungen sowie großen Trauermärschen, an 
denen allein in der norwegischen Hauptstadt fast eine halbe 

Million Menschen teilnahmen, rückt allmählich jedoch die politische Dimension des 
Verbrechens in den Fokus der Aufmerksamkeit. Der Ton der Debatte ist dabei bislang 
jedoch auffallend gedämpft, auf lautes, populistisches Gepolter wie nach den Anschlägen 
vom 11. September 2001 in den USA wird verzichtet. Statt dessen wird die Bedeutung von 
Solidarität, Demokratie und Zusammenhalt betont und gerade den Muslimen auch von 
offizieller Seite Unterstützung ausgesprochen. Die Sozialdemokraten, deren 
Jugendorganisation AUF (Arbeiterjugendverband) mit dem Sommerlager ein Ziel des 
Doppelanschlags von Anders Behring Breivik war, erleben eine Welle von 
Masseneintritten. Die Popularitätswerte von Norwegens sozialdemokratischem 
Ministerpräsidenten Jens Stoltenberg sind auf 90 Prozent angestiegen.

Die AUF selbst will ihre Insel, auf der das Verbrechen geschah, nicht aufgeben. »Wir 
werden wieder dorthin reisen. Wir werden auch das Unsrige tun, damit die Angehörigen, 
die das wünschen, auf die Insel kommen können«, kündigte der AUF-Vorsitzende Eskil 
Pedersen in einer am Dienstag verbreiteten Erklärung seiner Organisation an. »Es gibt 
den Wunsch, das Lager auf der Insel nach dem Attentat wieder instand zu setzen. Das 
Ziel ist, Utøya erneut zu einem Ort zu machen, wo Jugendliche und deren Organisationen 
sich weiterhin jeden Sommer zum politischen Austausch treffen können.«

Die kleine Insel im Tyrifjord, dem fünftgrößten Binnensee Norwegens, liegt rund 30 
Kilometer nordwestlich der norwegischen Hauptstadt Oslo. Utøya ist Privatbesitz der AUF, 
seit sie dem Verband 1950 von den Osloer Gewerkschaften geschenkt wurde, damit die 
Arbeiterjugend dort ihre Sommercamps und andere Veranstaltungen durchführen kann. 
»Der Angriff galt nicht nur uns. Es war auch ein Angriff auf die Demokratie und die 
Offenheit. Utøya wird weiterhin die Insel der Arbeiterjugend und ein Ort für alle 
Demokraten sein«, unterstrich Eskil Pedersen. Unterstützt wird er dabei von dem 
norwegischen Hotelmagnaten Petter Stordalen, der dem Verband eine Spende von 
umgerechnet 650000 Euro zusagte. »Als ich Eskil am Samstag sagen hörte, daß wir 
Utøya zurückerobern müssen, stimmte ich im stillen zu. Wir dürfen den Terror nicht über 
die Demokratie siegen lassen«, erklärte Pedersen.

Politisch unterstützt wird der AUF auch von der linken Roten Jugend (RU), die ihr 
Sommercamp ebenfalls auf der Insel durchführen wollte. Dieses sei nun natürlich 
abgesagt worden, teilte ihr Vorsitzender Iver Aastebøl mit, unterstrich jedoch: »In einem 
Jahr treffen wir uns wieder zum Lager auf der Insel. Bis dahin müssen wir beweisen, daß 
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wir uns nicht zum Schweigen bringen lassen.« Der Täter habe aus Haß auf alles Linke 
gehandelt, so Aastebøl. »Die Opfer der Tragödie ehren wir am ehesten durch eine 
Gesellschaft, die so weit wie möglich vom kranken Weltbild des Täters entfernt ist. Wir 
können die Vergangenheit nicht vergessen machen, aber die Zukunft gehört uns. Deshalb 
gibt es für mich keine würdigere und sinnvollere Reaktion, als weiterhin politisch aktiv zu 
sein und für das zu kämpfen, was wir glauben.«

Die Jugendverbände aller größeren Parteien in Norwegen – AUF, die Jungen 
Konservativen, die Jungen Liberalen, die Jugend der Christlichen Volkspartei, die Jugend 
der Zentrumspartei, die Sozialistische Jugend, die Rote Jugend und auch die Jugend der 
Fortschrittspartei – wollen gemeinsam mit einer Großkundgebung auf das Massaker 
reagieren. Dabei der »sich alle Jugendlichen über alle Parteigrenzen und Ideologien 
hinweg versammeln«. Einen konkreten Termin gäbe es jedoch noch nicht, teilten die 
Vorsitzenden der Verbände am Dienstag in einer gemeinsamen Erklärung mit.


